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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin MMag. Angelika PENNITZ als Vorsitzende und den fachkundigen
Laienrichter Mag. Andreas MULLER und den fachkundigen Laienrichter Gottfried SCHABERL als Beisitzer tber die
Beschwerde von XXXX gegen den Bescheid des AMS, vom 18.09.2020, ZI. XXXX, zu Recht erkannt:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid, GZ SVNRXXXX vom 09.09.2020 sprach das AMSXXXX aus, dassXXXX (im Folgenden
Beschwerdefihrerin oder kurz BF), XXXX den  Anspruch auf Arbeitslosengeld gemal § 10
Arbeitslosenversicherungsgesetz1977 (AIVG), BGBI. Nr. 609/1977 idgF fur den Zeitraum von 14.08.2020 bis 24.09.2020
verloren habe.

2. Mit Schreiben vom 15.09.2020 erhob die nunmehrige BF fristgerecht Beschwerde.
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3. Mit Bescheid, GZ XXXX vom 18.09.2020 schloss das AMS die aufschiebende Wirkung der Beschwerde gemal3 § 13 Abs
2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF aus. Begriindend wurde ausgefihrt, dass die
BF keine Angaben dartiber gemacht habe, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile
flr sie mit der Durchsetzbarkeit des Bescheides verbunden waren, damit die erforderliche Abwagung gegentiber den
unstrittig bestehenden Interessen der Offentlichkeit an den Sanktionszwecken der Arbeitslosenversicherung
vorgenommen hatte werden kénnen. Eine aufschiebende Wirkung im vorliegenden Fall wiirde aus generalpraventiven

Grunden den im 6ffentlichen Interesse gelegenen Normzweck unterlaufen.

4. Mit Schreiben vom 03.19.2020 erhob die BF fristgerecht Einspruch gegen diesen Bescheid. In diesem flhrte sie aus,
dass sie durch die lange Sperre nicht in der Lage sei ihre und die laufenden Kosten der Tochter zu decken. Die

Bewerbung sei aufgrund eines technischen Fehlers nicht gesendet worden, was sie nicht Uberprift habe.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der Verfahrensgang wird als Sachverhalt festgestellt.

2. Beweiswurdigung:

Beweis wurde erhoben durch Einsicht in den vorgelegten Verwaltungsakt der belangten Behdrde.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. GemalR§ 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. | Nr.
33/2013, geregelt (8 1 leg.cit.). Gemal3 § 58 Abs. 2 VwWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 8§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Die Beschwerde ist rechtzeitig und auch sonst zulassig.

3.2. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR8 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG
mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr.
194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 -
DVG, BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen
sinngemall anzuwenden, die die Behoérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen

Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.
3.3. Zu A) Abweisung der Beschwerde

3.3.1. Gem. 8 13 Abs. 1 VWGVG hat eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1
B-VG aufschiebende Wirkung.

GemalR § 13 Abs. 2 VWGVG kann die Behodrde die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschlieRen, wenn nach
Abwagung der berUhrten o6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des

angefochtenen Bescheids wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.

GemalR 8 13 Abs. 5 VWGVG hat die Beschwerde gegen einen Bescheid, der die aufschiebende Wirkung einer
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Beschwerde ausgeschlossen hat, keine aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspatet oder
unzuldssig zurickzuweisen ist, hat die Behérde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten
des Verfahrens unverziglich vorzulegen. Das Verwaltungsgericht hat Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren
unverziglich zu entscheiden und der Behorde, wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung
absieht, die Akten des Verfahrens zurtickzustellen.

3.3.2. Zur Regelung des 8 13 VWGVG hat der Verwaltungsgerichtshof in Zusammenhang mit Beziehern von Leistungen
aus der Arbeitslosenversicherung mit Erkenntnis vom 11.04.2018, Ro 2017/08/0033, zuletzt wie folgt ausgefihrt:

"Die Entscheidung Uuber Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist das Ergebnis einer im Einzelfall
vorzunehmenden Interessenabwagung (VWGH 1.9.2014, Ra 2014/03/0028). [...] 8 13 Abs. 2 VWGVG ermdglicht es, den in
der Praxis bestehenden Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Einbringung allenfalls unberechtigt empfangener
Geldleistungen zu begegnen und dem Interesse der Versichertengemeinschaft, die Einbringlichkeit von (vermeintlich)
zu Unrecht gewahrten Leistungen an den einzelnen Versicherten ohne Zuwarten auf eine rechtskraftige Entscheidung
im Falle der Bekdmpfung eines Bescheides zu berticksichtigen, indem die berthrten &ffentlichen Interessen mit den
Interessen des Leistungsempfangers abgewogen werden. Stellt sich im Zuge dieser Interessenabwagung heraus, dass
der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheids wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist, so kann die
Behorde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde mit Bescheid ausschlieRen.

Das Tatbestandsmerkmal, Gefahr im Verzug' bringt zum Ausdruck, dass die Bestimmung (der Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung) nur das Eintreten erheblicher Nachteile flir eine Partei bzw. gravierender Nachteile fir das
offentliche Wohl verhindern soll (vgl. Hengstschldger/Leeb, Rz 31 zu§ 64 AVG;, Eder/Martschin/Schmid, Das
Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte2, 8 13 VWGVG K 12).

Um die vom Gesetzgeber auBerdem geforderte Interessenabwagung vornehmen zu kdnnen (vgl. zur
Interessenabwagung nach &8 30 Abs. 2 VWGG VWGH 14.2.2014, Ro 2014/02/0053), hat ein Notstandshilfebezieher
insbesondere die nicht ohne weiteres erkennbaren Umstdnde, die sein Interesse an einer Weitergewahrung
untermauern, sowie die in seiner Sphare liegenden Umstande, die entgegen entsprechender Feststellungen des AMS
far die Einbringlichkeit einer kiinftigen Ruckforderung sprechen, spatestens in der Begriindung (8 9 Abs. 1 Z 3 VWGVG)
seiner Beschwerde gegen die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darzutun und zu bescheinigen, zumal
das Verwaltungsgericht gemal § 13 Abs. 5 VWGVG Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu
entscheiden hat.

Ein im offentlichen Interesse gelegener Bedarf nach einer Aberkennung der aufschiebenden Wirkung ist im
Allgemeinen insbesondere bei der Verhdangung einer Sperrfrist mangels Arbeitswilligkeit gemal 8 10 Abs. 1 Z 1 AIVG
(iVm & 38 AIVG) gegeben, deren disziplinierender Zweck weitgehend verloren ginge, wenn sie erst Monate nach ihrer
Verhdngung in Kraft treten wirde. Die Interessenabwagung kann vor allem dann zu Gunsten einer Aberkennung der
aufschiebenden Wirkung ausschlagen, wenn fur den Fall einer vorlaufigen Weitergewahrung einer Leistung die
Einbringlichkeit des Uberbezuges gefdhrdet ist. Ob eine solche Gefihrdung vorliegt, hat das AMS zu ermitteln und
gegebenenfalls auf Grund konkret festzustellender Tatsachen Uber die wirtschaftlichen Verhaltnisse der betroffenen
Partei festzustellen (Mdller in Pfeil AIVG-Komm Rz 3f und 19 zu 8 56). Wirkt der Notstandshilfebezieher an den
Feststellungen Uber die Einbringlichkeit nicht mit, kann von einer Gefahrdung derselben ausgegangen werden (Muller
in Pfeil AIVG-Komm Rz 19 zu § 56). Eine maRgebliche Gefahrdung der Einbringlichkeit des Uberbezuges ware allerdings
dann nicht anzunehmen, wenn die prima facie beurteilten Erfolgsaussichten der Beschwerde eine Ruckforderung der
weiter gezahlten Notstandshilfe unwahrscheinlich machen (vgl. zur Erfolgsprognose VwGH 9.5.2016, Ra
2016/09/0035)."

3.3.3. Im vorliegenden Fall hat die BF in der Beschwerde gegen den die aufschiebende Wirkung der Beschwerde
ausschlielenden Bescheid vom 18.09.2020 weder ein konkretes noch ein substantiiertes Vorbringen darUber erstattet,
dass sie der Vollzug des Bescheides Uber den Verlust der Notstandshilfe unverhaltnismaRig hart treffen wirde.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH 14.02.2014, Ro 2014/02/0053) trifft den Beschwerdefihrer
hinsichtlich des unverhdltnismaRigen Nachteils eine Konkretisierungspflicht (vgl. auch VwGH 11.04.2018, Ro
2017/08/0033). In diesem Sinne erfordert die Dartuung eines unverhaltnismalligen wirtschaftlichen Nachteils die
nachvollziehbare Darlegung der konkreten wirtschaftlichen Folgen der behaupteten Einbufen auf dem Boden der
gleichfalls konkret anzugebenden gesamten wirtschaftlichen Verhaltnisse der beschwerdefiihrenden Partei. Nur durch
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die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst ziffernmafiger - Angaben Uber die finanziellen Verhaltnisse der BF wird
das erkennende Verwaltungsgericht Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der Vollzug des
angefochtenen Bescheides fur den Beschwerdeflhrer einen unverhaltnismaf3igen Nachteil mit sich brachte.

Hierzu ist auch darauf, dass das Verwaltungsgericht gem.8 13 Abs. 5 VWGVG ohne weiteres Verfahren zu entscheiden
hat. Dies bedeutet, dass das Verwaltungsgericht (gleichsam einem Eilverfahren) ohne Setzung der sonstigen Ublichen
Verfahrensschritte Gber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann (vgl. Eder/Martschin/Schmid, K17
zu 8 13). "Unverziglich" und "ohne weiteres Verfahren" bedeutet wohl, ohne jede Mdglichkeit, erganzende
Sachverhaltsfeststellungen zu treffen (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Anm. 8 zu § 13).

Die BF fuhrte in der Beschwerde nicht aus, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile
fur sie mit dem Verlust des Anspruchs auf Notstandshilfe im Zeitraum vom 14.08.2020 bis 24.09.2020 verbunden
waren. Er legte diesbezlglich auch keinerlei Bescheinigungsmittel (z.B. Uber die Hohe seines Haushaltseinkommens,
Unterhaltspflichten, allfallige Gesundheitskosten, Wohnkosten, Kredite und Verbindlichkeiten etc.) vor.

3.3.4. Die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung war daher spruchgemaR abzuweisen. Der
Vollstandigkeit halber wird darauf hingewiesen, dass mit dem gegenstandlichen Erkenntnis eine Entscheidung in der
Hauptsache (Verlust des Anspruchs auf Notstandshilfe im Zeitraum vom 14.08.2020 bis 24.09.2020) nicht
vorweggenommen wird.

3.4. Eine mindliche Verhandlung ist entfallen, da das Bundesverwaltungsgericht nach der Regelung des§ 13 Abs. 5
VWGVG verpflichtet ist, Uber die Beschwerde "ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden", was impliziert,
dass grundsatzlich keine mindliche Verhandlung durchzufthren ist (vgl. VwGH 09.06.2015, Ra 2015/08/0049).

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemalR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes betreffend eine Beschwerde gegen den Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Die mafRgebliche Rechtsprechung wurde unter Punkt
11.3.3. wiedergegeben. SchlieRlich liegen auch keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor. Es handelt sich vielmehr um eine Einzelfallentscheidung.
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